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Die Hälfte der syrischen Bevölk-

rung und zehntausende Men-

schen aus dem Irak sind geflohen.

Auf Hilfe durch die reichen Staa-

ten hoffen sie zumeist vergebens.

Auch Deutschland muss deutlich

mehr tun. 

Andrea Kothen

■
Die Kriege in Syrien und im Irak

 hinterlassen verwüstete Dörfer und

Städte, zerstörte Infrastruktur und für 

immer verlorene Kulturgüter. Vor allem

aber bedeuten sie den Verlust von Frie-

den und Sicherheit für eine unvorstellbar

große Zahl von Menschen. Fast acht Mil-

lionen Syrer/innen sind geflohen, mehr

als die Hälfte von ihnen Kinder. Viele ha-

ben Angehörige und ihren gesamten Be-

sitz verloren: Haus und Hof, Arbeit, Freun-

de. Sie finden sich wieder in einer Welt,

die nicht mehr die ihre ist: Als Inlands-

Vertriebene, als illegale Grenzgänger, als

asylsuchende Bittsteller, als Bedürftige 

in überfüllten Flüchtlingslagern. Schlicht

ums Überleben kämpfend grassieren

auch unter ehemals gut situierten Famili-

en Betteln, Prostitution und Kinderar-

beit. Eine ganze Generation scheint dem

Untergang geweiht: UNICEF spricht von

mindestens 10.000 toten Kindern. Von

den Kindern im Exil geht laut UNHCR die

Hälfte zum Teil schon jahrelang nicht

mehr zur Schule. Die Menschen leiden

unter Kriegsverletzungen und unbehan-

delten Krankheiten, ganz zu schweigen

von der hunderttausendfachen Zerstö-

rung der Seelen. 

Die Welt schaut der fortschreitenden

 Katastrophe weitgehend nur zu. Wer Hil-

fe braucht, muss sich selbst retten: Seit

2011 sind rund 78.000 syrische Staatsan-

gehörige nach Deutschland geflohen.

Der größte Teil von ihnen hat notgedrun-

gen den lebensgefährlichen illegalen

Weg gewagt. Wer nicht in die Dublin-Zu-

ständigkeitsmühle gerät, erhält hier die

Chance auf einen Neuanfang in Sicher-

heit – immerhin. Im Rahmen humanitä-

rer Aufnahmen hat die Bundesregierung

dagegen nur rund 20.000 Menschen aus

Syrien die Einreise erlaubt, nicht einmal

die Hälfte von ihnen kam bis Novem-

ber 2014 in Deutschland an. Anträge für

60.000 Menschen blieben aussichtslos.

GESELLSCHAFT MIT PRIVATER
HAFTUNG

Mit den Programmen, die alle Bundeslän -

der – mit unrühmlicher Ausnahme Bay-

erns – ab 2013 installierten, erhielten hier

lebende wohlhabende syrische Staats -

angehörige die Chance, Verwandte auf

eigene Kosten aus dem Krieg zu retten.

Rund 10.000 Visa wurden bis Ende 2014

erteilt. Wer über diesen Weg hierher

kommt, darf nicht krank sein, sollte trau-

matische Erfahrungen umgehend hinter

sich lassen und unabhängig vom einsti-

gen Beruf schnellstmöglich auskömm -

liche Arbeit verrichten. Denn die hier

 ansässigen Verwandten müssen für den

gesamten Lebensunterhalt der Kriegs-

flüchtlinge bürgen. Die Privatrettung von

Angehörigen setzt syrische Familien er-

heblich unter Druck und könnte sie in

den finanziellen Ruin treiben. Erst Ende

Juni 2014 verständigten sich alle an den

Programmen beteiligten Bundesländer

zumindest darauf, etwaige Krankenbe-

handlungskosten den Verpflichtungsge-

benden künftig nicht mehr aufzubürden. 

Fortschreitende 
Katastrophe

DEUTSCHLAND MUSS 

MEHR SYRISCHE UND 

IRAKISCHE FLÜCHTLINGE 

AUFNEHMEN
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FLÜCHTLINGE AUS IRAK 
OHNE SCHUTZ

Keinerlei bundesweite Aufnahmepro-

gramme gibt es bislang für die Flücht -

linge, die 2014 zu Zehntausenden vor

Morden, Entführungen und Massenver-

gewaltigungen der Terrormiliz Islami-

scher Staat (IS) im Irak in die Nachbar-

staaten geflohen sind. Nur wenige tau-

send kamen bislang als Asylsuchende 

in Deutschland an. Für die gemeinsame

Aufnahme von Irakflüchtlingen unter-

nahm das Bundesland Bremen 2014 ei-

nen politischen Vorstoß innerhalb der

Länder, er blieb ohne Erfolg. Einzig Ba-

den-Württemberg hat inzwischen ange-

kündigt, im Frühjahr 2015 bis zu 1.000

vom IS misshandelte und schwer trau-

matisierte jezidische Frauen aufzuneh-

men. Am 2. September 2014 hatte die

Bundeskanzlerin in ihrer Regierungser-

klärung zum Irak gesagt: »Dort, wo Men-

schen in Not sind, werden wir helfen,

auch durch zusätzliche Aufnahme von

Flüchtlingen.« Passiert ist bislang nichts.

DIE INTERNATIONALE HILFE
SCHWINDET

Bei der Ablehnung eines Antrags der

 Opposition Ende Februar 2015 erklärte

die Bundesregierung lapidar, man sei

nicht gegen eine weitere Flüchtlingsauf-

nahme aus Irak und Syrien, wolle aber

die europäische (!) Entwicklung abwar-

ten (BT-Drs.18/4163). Mit Blick auf die

 Industriestaaten brüstet sich die Bundes -

republik, mehr Verantwortung zu tragen

als andere. In der Tat: Die Aufnahme -

zahlen der vermeintlich zivilisierten Welt

sind beschämend. 10.000 Syrer / innen

werden wohl die USA aufnehmen, eben-

so viele Kanada. Ganz Europa (ohne

Deutschland) bietet die Aufnahme von

gerade einmal 14.500 syrischen Flücht-

lingen an (Stand 12.3.2015). Ein Armuts-

zeugnis. 

30.000 deutsche Aufnahme-Visa schei-

nen dagegen großzügig. Deutschland

gehört zudem zu den größten Geber -

ländern von UNHCR, der versucht, das

Überleben der Flüchtlinge in der Region

 sicherzustellen. Die wirkliche Bürde aber

tragen seit Jahren die Nachbarstaaten,

vor allem Libanon und die Türkei mit je-

weils weit mehr als einer Million Flücht-

lingen, Jordanien mit über 600.000. Die-

se Staaten versuchen inzwischen, wei -

 teren Zuzug zu unterbinden und zu

reglementieren – auch, weil die interna-

tionale Nothilfe dramatisch unterfinan-

ziert ist. »Die schlimmste humanitäre Kri-

se unserer Zeit sollte einen globalen Auf-

schrei zur Unterstützung hervorrufen,

stattdessen schwindet die Hilfe« beklagte

UNHCR-Chef Guterres am 12. März 2015

per Presseerklärung.

DEUTSCHLAND STEHT 
IN DER PFLICHT

Viele Kriegsopfer werden dauerhaft hei-

matlos sein. Eine Rückkehr von Jeziden 

in den Irak ist ebenso ungewiss wie die

Zukunft der Christen in einer syrischen

Nachkriegsgesellschaft. Dort geht der

Krieg ins fünfte Jahr und ein Ende ist

nicht in Sicht. Angesichts dessen grenzt

das Verhalten weiter Teile der industriali-

sierten Welt an unterlassene Hilfeleis-

tung. Auch Deutschland steht ungeach-

tet erfolgter Zugeständnisse weiter in

der Pflicht. Hier anerkannte Flüchtlinge

stehen vor großen bürokratischen und

praktischen Hürden, wenn sie ihr Recht

beanspruchen, Partner/ in und Kinder

nachzuholen. Die hier lebenden iraki-

schen Fami lien – rund 100.000 Menschen

sind es – würden  sicher nicht zögern,

nachziehende Familienmitglieder finan-

ziell zu unterstützen. Dringend notwen-

dig sind großzügige Visaregelungen und

ein humanitäres Aufnahmeprogramm

für Irak- und auch Syrienflüchtlinge, das

nicht nur die Angehörigen in die Pflicht

nimmt, sondern Schutzbedürftige auch

auf Staatskosten rettet. ◆

■ Konkrete Hinweise zu laufenden 

Aufnahmeprogrammen finden Sie unter

www.proasyl.de/syrien

»Schon von dem ersten Bericht so großer Leiden gerühret, Schickten wir eilend ein Scherflein 
von unserm Überfluß, daß nur Einige würden gestärkt, und schienen uns selber beruhigt.«

Johann Wolfgang von Goethe: Hermann und  Dorothea. Stuttgart: Reclam 1986, Erstveröffentlichung 1798.
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7.600.000  
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246.836 *
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1.190.165*

Syrische Flüchtlinge in der Region

* UNHCR, März 2015   ** Internal-Displacement.org, Dezember 2014


